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Das vollständige Interview zum Anhören finden 
Sie auf www.diw.de/interview
Martin Simmler,  
Wissenschaftlicher Mitarbeiter, 
Abteilung Staat am DIW Berlin.
SECHS FRAGEN AN MARTIN SIMMLER
Herr Simmler, die jüngsten Bemühungen zur Reform der  1. 
Gemeindefinanzierung sind gescheitert. Welche Folgen 
hat das? In erster Linie führt das dazu, dass die Finanz-
lage der Kommunen weiterhin angespannt bleibt. Die 
Gewinner sind die Gemeinden, die zurzeit hohe Gewer-
besteuereinnahmen haben, auf die sie nicht verzichten 
wollten. Dass das für diese Gemeinden dauerhaft von 
Vorteil ist, ist zu bezweifeln, da die Gewerbesteuer stark 
volatil ist. 
Warum wird die von der Bundesregierung vorgeschla- 2. 
gene kommunale Zuschlagsteuer auf Einkommen- und 
Körperschaftsteuer von den Kommunen abgelehnt? 
Ich denke, dass die kommunale Zuschlagsteuer nicht 
allgemein von den Kommunen abgelehnt wird, es ist 
eher das Angebot, das die Kommunen nicht überzeugt 
hat. Wie auch die Gewerbesteuer führt eine kommunale 
Zuschlagsteuer auf die Körperschaftsteuer zu größerer 
Ungleichheit der Verteilung. Für die Einkommensteuer 
gilt dies nicht, da die Einkommen der Wohnbevölkerung 
weniger volatil sind und damit für sicherere Einnahmen 
sorgen. Aber es gibt ebenfalls große Unterschiede 
zwischen Gemeinden mit einkommensstärkeren und Ge-
meinden mit einkommensschwächeren Einwohnern. So-
mit ist für einen wesentlichen Teil der Gemeinden eine 
kommunale Zuschlagsteuer durchaus interessant, sie 
löst aber natürlich nicht das Problem für alle Gemein-
den. Damit muss auch die Frage der Grundausstattung 
diskutiert werden, weil eine kommunale Zuschlagsteuer 
durchaus schärfere Verteilungswirkungen hat. Die müs-
sen durch geeignete Maßnahmen ausgeglichen werden.
Die Gewerbesteuer bleibt erhalten. Sie kommt aber  3. 
nur wenigen Gemeinden zugute, zudem schwankt das 
Aufkommen stark. Würde eine Ablösung der Gewerbe-
steuer nicht für mehr Verteilungsgerechtigkeit sorgen? 
Grundsätzlich würde eine Abschaffung der Gewerbe-
steuer für mehr Verteilungsgerechtigkeit sorgen, es stellt 
sich jedoch die Frage, welche anderen Einnahmen an 
ihre Stelle treten könnten. Welche Möglichkeiten sich 
bieten, wird derzeit diskutiert. 
Als alternativer Weg zur Sicherstellung ausreichender  4. 
Finanzmittel in den Kommunen wird gelegentlich eine 
Wiederbelebung der Grundsteuer vorgeschlagen. Wäre 
das ein gangbarer Weg? Aus unserer Sicht nicht, da 
auch die Grundsteuer in strukturschwachen Gemeinden 
nicht für ausreichend hohe Einnahmen sorgen kann, 
selbst wenn die Bemessungsgrundlage aktualisiert wird. 
Eine andere Alternative der Basisfinanzierung von  5. 
Kommunen wäre eine aufgabenorientierte Mittelaus-
stattung. Welche Vorteile hätte diese Maßnahme? Eine 
aufgabenorientierte Mittelausstattung hat den Vorteil, 
dass sie in gewisser Weise jeder Gemeinde denselben 
Wert für ihre öffentlichen Leistungen zumessen würde. 
Das würde in den Gemeinden für einen Anreiz sorgen, 
wirtschaftlich zu haushalten. Sie hat damit den Vorteil, 
eine gewisse Vergleichbarkeit zu schaffen, muss jedoch 
unter Umständen an unterschiedliche Strukturen der 
Gemeinden angepasst werden. Auf jeden Fall würden 
aber die Pflichtausgaben der Gemeinden abgedeckt.
Nun ist die Reform vorerst gescheitert. Wer sind die  6. 
Gewinner und wer die Verlierer? Die jetzigen Gewinner 
sind die großen Städte mit hohen Gewerbesteuerein-
nahmen. Diese schwanken jedoch stark und werden bei 
der nächsten wirtschaftlichen Rezession einbrechen. 
Daher sehe ich auch in Zukunft dringenden Handlungs-
bedarf, auch für die großen Gemeinden, aber auch für 
die kleinen, für die sich zurzeit nichts ändert. Sie leben 
weiterhin von hohen Landeszuweisungen, wodurch An-
reize konterkariert werden.
  Das Gespräch führte Erich Wittenberg.
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